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 Standpunkt
Ein neuer Bluttest macht Kinder mit einer 
Trisomie 21 zum vermeidbaren Übel. 
Denn mit dem neuen Test können Kin-
der mit einer solchen Genom-Mutation 
in der Frühschwangerschaft risikolos 
selektioniert werden. Noch früher setzt 
die Präimplantationsdiagnostik an: Em-
bryonen werden bereits im Reagenzglas 
auf Erbkrankheiten hin untersucht und 
ausgesondert. 

Mit dieser Art von Auslese von «le-
benswertem und nicht lebenswertem 
Leben» sind wir herausgefordert, die 
gesellschaftliche Tragweite der Repro-
duktionsmedizin zu erkennen und zu 
verstehen, um weiterhin kritikfähig zu 
bleiben. 

Seit einigen Jahren erhält «appella» 
vermehrt Anrufe von Frauen, die explizit 
erklären, dass sie auf keinen Fall ein 
behindertes Kind wollen. Das ist auch 
für uns neu. Die Angst vor einem Kind 
mit Behinderung ist nicht unbedingt 
Ausdruck von Behindertenfeindlichkeit, 
sondern oft eine Unsicherheit gegen-
über Behinderung ganz allgemein.

Aber: Die Entscheidung, etwa eine ur-
sprünglich erwünschte Schwangerschaft 
abzubrechen, weil eine Behinderung – 
meistens Trisomie 21 – diagnostiziert 
wurde, sendet ein Signal aus, das be-
hinderte Menschen und auch Eltern von 
Kindern mit einer Behinderung massiv 
verletzt. Wollen wir wirklich, dass diese 
Menschen bei uns nicht mehr willkom-
men sind? Gehören sie nicht mehr zu 
uns?

Franziska Wirz, Unabhängige 
Beratungsstelle appella, Zürich

Ende Juni veröffentlichte das Eidgenössischen Departement des Innern (EDI) den 
Vernehmlassungsbericht zum Entwurf für eine Änderung von Artikel 119 BV sowie des 
Fortpfl anzungsmedizingesetzes (FmedG). Der Entwurf sieht vor, das in der Schweiz 
zur Zeit noch geltende Verbot der Präimplantationsdiagnostik (PID) aufzuheben und 
das umstrittene Diagnoseverfahren unter strengen Aufl agen zu erlauben. Ein Fünftel 
der 87 Vernehmlassungsteilnehmenden, darunter auch der Basler Appell gegen Gen-
technologie, sprachen sich generell gegen eine Zulassung der PID in der Schweiz aus.  

Erster Entwurf untauglich Bereits 2009 hatte das EDI einen ersten Entwurf zur 
Regelung der PID in die Vernehmlassung geschickt. Dieser war vor allem von Fort-
pfl anzungsmedizinerInnen zu Recht als praxisuntauglich kritisiert worden. Daraufhin 
ging man beim EDI noch einmal über die Bücher und legte zwei Jahre später eine 
neue Version vor, die der Kritik der PID-BefürworterInnen Rechnung trug. Mit der 
Revision sollen Paare, bei denen aufgrund der genetischen Veranlagung die Gefahr 
besteht, dass ihr Kind von einer schweren Erbkrankheit betroffen sein könnte, eine 
PID in Anspruch nehmen dürfen.

Keine Fahndung nach dem Down-Syndrom Unter PID versteht man die ge-
netische Untersuchung eines im Reagenzglas erzeugten Embryos auf genetische 
Anomalien, bevor dieser dann in die Gebärmutter übertragen wird. Embryonen, die 
Träger eines Gendefekts sind, werden ausgesondert. Es soll weiterhin nicht erlaubt 
sein, die PID anzuwenden, um so genannte Retter-Babys für die Gewebe-Spende 
an kranke Geschwister zu identifi zieren. Auch nach einer Trisomie 21 soll nicht ge-
fahndet werden dürfen.

Genom-Check beim Embryo
Der Bundesrat will die Präimplantationsdiagnostik zulassen. Gleichzeitig  
werden Genom-Tests für Ungeborene entwickelt. Der Basler Appell gegen 
Gentechnologie warnt davor, behinderte Menschen zu diskriminieren, und 
verlangt eine öffentliche Debatte.

Molekulare Rundumtests, auch für ungeborene Kinder, drängen auf den Markt. Der Druck 
auf Frauen steigt weiter, ein genetisch «unauffälliges Kind» zur Welt zu bringen.  
 Foto: www.fotolia.com

Mitteilungsblatt 
des Basler Appells 
gegen Gentechnologie
Murbacherstrasse 34
Postfach 27, 4013 Basel 
(im Mitgliederbeitrag inbegriffen)
ISSN 1661-3945

22. Jahrgang, Nummer 140
Tel. 061 692 01 01
Fax 061 693 20 11
info@baslerappell.ch
www.baslerappell.ch
Postkonto 40-26264-8

18. August 2012
erscheint 6 x jährlich

Druck
Rumzeis-Druck, 4057 Basel
gedruckt auf Recyclingpapier

A
Z

B
40

13
 B

as
el

 Dafür stehen wir ein
Der Basler Appell gegen Gentechnologie 
wurde 1988 in Basel anlässlich eines 
gentech-kritischen Kongresses gegründet. 
Er hat über 1’200 Mitglieder in der 
ganzen Schweiz und noch mals so viele 
SympathisantInnen. Wir setzen uns 
insbesondere ein für folgende Forderungen:

- keine Patente auf Leben
- keine Freisetzung von gentechnisch 
 manipulierten Lebewesen
- keine genmanipulierten Lebensmittel
- keine gentechnischen Eingriffe beim Tier
- demokratische Kontrolle der Forschung 
 in Gen- und Reproduktionstechnologie
- Mitbestimmung der Bevölkerung 
 bei gentechnischen Grossprojekten
-  keine gentechnische Auswahl und 
 Genmanipulationen beim Menschen.

Der Basler Appell fi nanziert sich 
ausschliesslich durch Mitgliederbeiträge 
und Spenden – herzlichen Dank!
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Fortsetzung Seite 2 >

US-Forscher der University of Washing-
ton haben erstmals das komplette Ge-
nom eines ungeborenen Kindes mittels 
DNA-Analysen mütterlichen Bluts und 
väterlichen Speichels entziffert. Dies 
wird als weiterer Schritt zu einem Test 
gewertet, der beim Ungeborenen in der 
Zukunft hunderte von Krankheiten iden-

tifi zieren wird, die genetisch bedingt sein 
sollen. Die Forschungsresultate seien 
deshalb so revolutionär, weil es sich um 
eine schonende, nicht-invasive Diagno-
semöglichkeit handle, die bereits sehr 
früh in der Schwangerschaft eingesetzt 
werden könne. 

Embryo-Genom aus Blut und Speichel

 Bitte einsenden an: Basler Appell gegen Gentechnologie, Murbacherstrasse 34, Postfach 27, 4013 Basel

 Frau   Herr

Vorname  Name

Strasse    

PLZ, Ort 

Kategorie/Jahresbeitrag (Ihr Jahresbeitrag gilt bereits für 2013)
 Fr. 100.– normal Verdienende
 Fr. 35.– Studierende, Lehrlinge, 

  AHV und andere wenig Verdienende
 Ich abonniere den «Pressespiegel Gentechnologie» 

 zum Preis von Fr. 35.– (Nichtmitglieder Fr. 60.–)

  Ich wähle folgendes Geschenk, 
 das ich nach Einzahlung 
 des Mitgliederbeitrags erhalte 
 (bitte ankreuzen):

 Khao Sarn Reisvielfalt:   
 Fünf köstliche Reisraritäten mit 
 besonderem Geschmack.

 1 kg Bio Bravo Espresso, 
 100% Arabica aus Zentral- und 
 Südamerika, gemahlen. 

 Geschenkset Granatapfel 
 Weleda Granatapfel-Pfl egelinie

 Florianne Koechlin/
 Denise Battaglia: 
 Mozart und die List der Hirse. 
 Natur neu denken. 
 Lenos Verlag, 2012.

Ja, ich werde Mitglied

 Für unsere Arbeit brauchen wir noch mehr Unterstützung 
– werden Sie Mitglied! Wir bedanken uns mit einem Geschenk.

Cartoon: Schlorian
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Dreier-Regel fällt Momentan dürfen im Rahmen fortpfl anzungsmedizinischer 
Verfahren pro Zyklus maximal drei Embryonen im Reagenzglas hergestellt werden, 
um sie dann zu übertragen. Diese «Dreier-Regel» wollte man im ersten Entwurf zur 
Revision des FmedG beibehalten. Der Aufschrei in der Reproduktionsmedizin war 
gross, deshalb korrigierte das EDI den Punkt: Neu soll, allerdings nur im Fall der PID, 
die «Achter-Regel» gelten. Das bedeutet, dass pro Zyklus bis zu acht Embryonen 
entwickelt werden dürfen. Gleichzeitig wird für alle Fortpfl anzungsverfahren das 
Verbot aufgehoben, Embryonen aufzubewahren.

Strenge Auflagen nur zum Schein Die genannten Änderungen machen es notwen-
dig, dass auch der Artikel 119 der Bundesverfassung geändert werden muss, womit 
zwingend die Stimmberechtigten das letzte Wort bezüglich der geplanten Neuerung 
haben werden. Das so genannte Konservierungsverbot menschlicher Embryonen 
ebenso wie das Verbot der genetischen Untersuchung künstlich gezeugter Embryonen 
waren Kernstücke des Fortpfl anzungsmedizingesetzes, das erst seit 2001 in Kraft ist. 
KritikerInnen wie etwa der Basler Appell gegen Gentechnologie sollten damals bei der 
Debatte um das FmedG beschwichtigt werden durch die strengen Aufl agen, zu denen 
man die Fortpfl anzungsmedizin verpfl ichten wollte. Das Konservierungsverbot etwa 
sollte verhindern, dass Embryonen zu Forschungszwecken verwendet werden können.

Salamitaktik erfolgreich Nun sollen die Verbote fallen: Wie von KritikerInnen 
vorausgesagt, werden die strengen Vorgaben gelockert. Das technisch Machbare 
bestimmt wieder einmal die Grenzen. Und einmal mehr wird versucht, die gesellschaft-
liche Akzeptanz durch vermeintlich strenge Rahmenbedingungen herbeizuführen. Aus 
dem Vernehmlassungsbericht geht allerdings klar hervor, dass die Begehrlichkeiten 
noch immer nicht gestillt sind und dass eine weitere Liberalisierung der Gesetzgebung 
absehbar ist. So gibt es auch in der Schweiz immer mehr Stimmen, die etwa eine 
Abschaffung des Verbots der Eizellspende fordern.

Protest verzögert Markteinführung Der entsprechende Gesetzesentwurf mit 
Verfassungsartikel soll bis zum Frühling 2013 ausgearbeitet werden. Unterdessen 
drängen auch im Bereich der pränatalen Diagnostik neue Testmöglichkeiten auf den 
Markt. In der Schweiz soll in diesen Wochen ein neuer Test auf den Markt kommen, 
der im mütterlichen Blut kindliche DNA-Bruchstücke aufspüren kann. Mit Hilfe 
dieser Bruchstücke gelingt es nachzuweisen, ob bei einem Embryo eine Trisomie 
21 (Down-Syndrom) vorliegt. In den allermeisten Fällen führt eine solche Diagnose 
zum Abbruch der Schwangerschaft. Vor allem in Deutschland gab es von Seiten der 
Behindertenorganisationen lautstarke Proteste, so dass sich die Firma Lifecodexx, 
die den Test vertreibt, genötigt sah, die Markteinführung für den Test um einige 
Wochen zu verschieben.

Diskussion eröffnet Ob künstliche Befruchtung oder Zeugung auf natürlichem 
Weg, Embryonen werden je länger je intensiver untersucht und getestet. Was vor 20 
Jahren noch undenkbar war, ist heute bereits Realität. Der Fortschritt bestimmt, was 
machbar sein soll. Die Gesellschaft und mit ihr wichtige ethische Werte haben das 
Nachsehen. Der Basler Appell fordert deshalb eine breite gesellschaftliche Debatte 
über die Auswirkungen der pränatalen Diagnostik, ebenso der Diagnosemöglichkeiten 
im Rahmen fortpfl anzungsmedizinischer Verfahren. Wohin der Wunsch nach einem 
perfekten Kind führen soll, können Interessierte auf der Homepage des Basler Ap-
pells diskutieren (www.baslerappell.ch/blog). Weiter wird der Verein zusammen mit 
befreundeten Organisationen in der Öffentlichkeit informieren. Das neue Faltblatt zum 
Thema wird in verschiedenen Publikationen beigelegt, um die öffentliche Debatte in 
Gang zu bringen. Wir danken Ihnen schon jetzt für Ihre Unterstützung!

Nach Einschätzung von Testbiotech, dem 
Institut für unabhängige Folgenabschät-
zung in der Biotechnologie, wird es 2012 
in der EU wohl keine neuen Anbauzu-

lassungen für gentechnisch veränderte 
Pfl anzen mehr geben. Die Europäische 
Kommission, die für die Zulassungen zu-
ständig ist, hat die Dossiers für drei Mais-
Varianten, die Insektengifte produzieren, 
an die Europäische Lebensmittelbehörde 
EFSA zurückgeschickt. Betroffen sind die 
Varianten MON810, Bt11 und Mais 1507. 

Erst am 27. Juni hatte die EU-Kommission 
unbemerkt von der Öffentlichkeit die 
Marktzulassung für eine gentechnisch 
veränderte Soja erteilt, die ebenfalls ein 
Insektengift produziert und gleichzeitig 
gegen das Herbizid Glyphosat resistent 
ist. Es handelt sich um eine Kreuzung 
von MON87701 und MON89788. Die 
Soja darf in der EU ab sofort theoretisch 
sowohl in Lebens- als auch in Futtermit-
teln verwendet werden. Der Agroriese 
Monsanto will die Soja unter dem Namen 
«Intacta» vermarkten, angebaut werden 
soll sie in Brasilien.

Die Europäische Agentur für Sicherheit 
und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz 
(EU-OSHA) stellte bei der Durchsicht der 
aktuellen Forschung zum Thema fest, 

dass die potenziellen Risiken von Nano-
materialien unzulänglich kommuniziert 
werden. 54 Prozent der EuropäerInnen
wissen noch immer nicht, was Nanotech-
nologie überhaupt ist. Selbst an Arbeits-
plätzen, an denen mit Nanomaterialien 
gearbeitet wird, ist das Wissen gering. 
Beispielsweise sind sich 75 Prozent der 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber im Bau-
gewerbe nicht bewusst, dass sie mit 
Nanomaterialien arbeiten.

Obwohl die Gefahren für Gesundheit 
und Umwelt für einige Nanomaterialien 
bereits nachgewiesen sind, werden sie 
in Nahrungsmitteln, Kosmetika, Textilien, 
Farben, Sportartikeln, elektronischen Ge-
räten, Reinigungsmitteln und zahlreichen 
anderen Gesundheits- und Wellness-
Produkten verwendet. Und sie sind an 
vielen Arbeitsplätzen zu fi nden. Zurzeit 
seien rund 1 000 Konsumgüter betroffen, 
die von mehr als 500 Unternehmen in 
30 Ländern hergestellt würden, heisst 
es im Bericht. 

EU: Anbauzulassungen für Gentechpfl anzen 
vorerst gestoppt

Nanotechnologie: 
Kommunikation der Risiken mangelhaft

Glyphosat: Pfl anzengift 
in Nahrungsmitteln
Der Wirkstoff Glyphosat ist in zahlrei-
chen Spritzmitteln enthalten und soll 
das Unkraut auf den Äckern vernichten. 
Entwickelt wurde das Herbizid vom ame-
rikanischen Agrarkonzern Monsanto, der 
es als «Roundup» verkauft, zusammen mit 
entprechenden gentechnisch veränderten 
Sojasorten, die gegen das Mittel resistent 
sind. Doch das Pfl anzengift steht unter 
einem schweren Verdacht. Wissenschaft-
ler fi nden immer mehr Hinweise darauf, 
dass Glyphosat gefährlicher ist, als vom 
Hersteller angegeben. So kann es bei 
Menschen und Tieren das Erbgut schädi-
gen und Krankheiten wie Krebs auslösen. 
Eine noch nicht veröffentlichte Studie der 
Universität Leipzig kommt nun ebenfalls 
zu einem alarmierenden Ergebnis. Die 
Forscher fanden  Glyphosat in fast allen 
untersuchten Urinproben von Menschen, 
Nutztieren und wild lebenden Tieren. 
Damit wird nachgewiesen, dass das Gift 
höchstwahrscheinlich mit der Nahrung 
aufgenommen wird. Die Wissenschaftler 
kritisieren, dass die Risiken des Wirkstoffs 
viel zu wenig erforscht seien. Unklar sei 
auch, welche Auswirkungen Glyphosat 
auf den Stoffwechsel im menschlichen 
Körper habe.

Bluttest für 
Down-Syndrom illegal?
Der vom Konstanzer Unternehmen 
«LifeCodexx» für Juli angekündigte vor-
geburtliche Bluttest für die Ermittlung 
des Down-Syndroms «PraenaTest» ist 
kein zulässiges Diagnosemittel nach dem 
deutschen Gendiagnostikgesetz. Dies 
geht aus einem neuen Rechtsgutachten 
von Klaus Ferdinand Gärditz von der Uni-
versität Bonn hervor. Beim «PraenaTest» 
handle es sich darüber hinaus um ein 
nicht verkehrsfähiges Medizinprodukt, 
da es die Sicherheit und Gesundheit der 
Ungeborenen gezielt gefährde, wie das 
Gutachten verdeutlicht. Die zuständigen 
Landesbehörden sind damit ermächtigt 
zu verhindern, dass der «PraenaTest» in 
Verkehr gebracht wird. «Es geht beim 
Bluttest fast ausschliesslich um die Se-
lektion von Menschen mit Down-Syn-
drom. Er diskriminiert damit Menschen 
mit Down-Syndrom in der schlimmsten 
Form, nämlich in ihrem Recht auf Leben», 
betont Hubert Hüppe, Beauftragter der 
Deutschen Bundesregierung für die Be-
lange behinderter Menschen.

Kurz vor Redaktionsschluss bekam 
der Test zumindest in der Schweiz vom 
Schweizerischen Heilmittelinstitut Swiss-
medic grünes Licht.
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Der konsequent ablehnenden Haltung 
der KonsumentInnen ist es zu verdanken, 
dass in den Regalen europäischer 
Supermärkte noch immer kein Genfood 
zu fi nden ist. Foto: www.fotolia.com

Das Totalherbizid Roundup mit dem 
Wirkstoff Glyphosat wird weltweit 
eingesetzt. 
 Foto: Basler Appell gegen GentechnologieMit einem einfachen Bluttest soll beim 

Ungeborenen das Down-Syndrom 
nachgewiesen werden. Der Test ist aus 
ethischen Gründen heftig umstritten. 
 Foto: www.fotolia.com

Über 500 Firmen setzen Nanoprodukte 
ein, darunter die Kosmetikindustrie. Die 
Risiken sind ungeklärt.

Foto: www.fotolia.com
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